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Tagesordnung 
 

I. Öffentlicher Teil: 
 
1. Schulen des Landkreises - Neubau FOS/BOS 

Erstellung der Planungsgrundlagen für den Generalplaner 
Vorlage: 2007/0190  

   
2. Abfallwirtschaft 

Erweiterung des Recyclinghofes Dorfen 
Vorlage: 2007/0196  

   
3. Bekanntgaben und Anfragen  
   
3.1. Abfallwirtschaft; Lärmbelästigung durch Containerstellplätze  
   
3.2. Neueinschreibung für die Realschulen und Gymnasien  
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I. Öffentlicher Teil der Sitzung des Ausschusses für Kultur und 

Umwelt am 11.06.2007 
 
 
 
Kreisrat Kuhn stellt vor Eintritt in die Tagesordnung den Antrag, den Ta-
gesordnungspunkt 5 „Liegenschaften des Landkreises; Einrichtung eines 
Urzeitmuseums in den ehemaligen Räumen des „Taufkirchner Heimatmu-
seums“ im öffentlichen Teil zu behandeln.  
 
Der Vorsitzende antwortet, der Tagesordnungspunkt sei deshalb zur Be-
ratung im nichtöffentlichen Teil der Sitzung geplant, weil es um die Person 
geht, die das Urzeitmuseum einrichten möchte. Er denkt, wenn es allge-
mein gewünscht wird, kann anschließend an die Beratung im nichtöffentli-
chen Teil auch öffentlich darüber diskutiert werden.  
 
Kreisrat Peis denkt, es sei in der Diskussion schwierig, die Person außen 
vor zu halten.  
 
Der Vorsitzende fragt, ob Einverständnis besteht, den Tagesordnungs-
punkt 5 im Anschluss an die nichtöffentliche Beratung öffentlich zu disku-
tieren.  
 
Es besteht damit allgemein Einverständnis.  
(Abstimmungsergebnis: 13 : 0 Stimmen)  
 

*** 
 

1. Schulen des Landkreises - Neubau FOS/BOS 
Erstellung der Planungsgrundlagen für den Generalplaner 
Vorlage: 2007/0190 

 
Zum diesem Tagesordnungspunkt begrüßt der Vorsitzende die Vertreter 
vom Landratsamt Ebersberg, Herrn Stephan und Dirscherl.  
 
Der Vorsitzende schlägt vor, Punkt für Punkt die einzelnen Räumlichkei-
ten des Raumprogramms, die in der Übersicht gegenüber gestellt sind 
(Raumprogramm: Vorschlag der Schulleitung, Raumprogramm: lt. schu-
laufsichtlicher Genehmigung vom 22.05.2007 und Planungsvorgabe des 
AKU) durchzugehen, ob diese Räumlichkeiten zwingend errichtet werden 
müssen, um die Förderung zu bekommen.  
 
Kreisrat Kuhn denkt, es sei für die Kreisräte schwierig, bei jedem Punkt 
zu sagen, ob Bedarf vorhanden sei oder nicht. Der Schulleiter müsste je-
den Raum erläutern, warum er genau diese Räume braucht. Er schlägt 
vor, dass der Schulleiter Biller aus seiner Sicht vorträgt, was sinnvoll wäre.  
 
Der Vorsitzende wünscht aber, Raum für Raum durchzugehen und Kreis-
rat Biller sollte, wenn es notwendig sei, Anmerkungen dazu machen. Herr 
Fischer habe das Ganze vorbereitet.  
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Der Vorsitzende bittet auch die Vertreter des Landkreises Ebersberg um 
Wortmeldung, wenn es Fragen geben sollte. 
 
Herr Fischer bittet um zwei Berichtungen in der vergleichenden Übersicht. 
Bei Nr. 2.9 „Serverraum“ sollte die Kategorie A gestrichen werden. Dieser 
Raum sei ein Nebenraum und werde nicht bezuschusst.  
 
Weiter erklärt er, die unter Punkt 5 „Schulleitung/Verwaltung“ aufgeführten 
Räume gehören der Kategorie B an (diese seien in der Vorlage nicht in 
eine Kategorie eingeteilt).  
 
Herr Fischer erklärt den Unterschied zwischen Kategorie A und Kategorie 
B. Kategorie A-Räume seien unabdinglich erforderliche Räume, die der 
Zahl nach geschaffen werden müssen, um die Förderung zu bekommen.  
 
Nicht unbedingt eingehalten werden muss dabei die Quadratmeterzahl der 
Räume. Der Schulleiter habe 22 Räume mit je 75 qm beantragt. Im 
Raumprogramm seien 11 Räume mit je 66 qm und 11 Räume mit je 90 qm 
genehmigt worden.  
 
Räumlichkeiten der Kategorie B können, müssen aber nicht geschaffen 
werden. Zum Beispiel seien für die Verwaltung 280 qm genehmigt worden. 
Wenn diese Verwaltung nicht gebaut wird, können diese Quadratmeter für 
andere förderfähige Flächen der Kategorie verwendet werden. Allerdings 
mit der Maßgabe, dass diese Förderung nicht mehr ein zweites Mal bean-
tragt werden kann, wenn z.B. eine Verwaltung später eingebaut würde.  
 
Es seien z.B. bei den Lehrerzimmern und bei verschiedenen anderen in-
ternen Räumen insgesamt 320 qm genehmigt worden (Nr. 4.1). Die Schul-
leitung habe insgesamt 280 qm (Nr. 4.1, 4.6, 4.7 und 4.11) beantragt. Es 
bleiben also 40 qm übrig, die für andere förderfähige Flächen verwendet 
werden können.  
 
Herr Fischer weist darauf hin, ansonsten seien einige Differenzen enthal-
ten, wo weniger Quadratmeter genehmigt worden seien, als beantragt 
worden sind.  
 
Der Vorsitzende beginnt mit Punkt 1. „Allgemeiner Unterricht“ Nr. 1.1. Es 
seien von der Schulleitung 22 Klassenzimmer a) 75 qm beantragt worden. 
Diese Räume können auch so verwirklicht werden.  
 
Bei Nr. 1.2 „Gruppenräume“ seien drei Räume mit je 40 qm beantragt 
worden. Genehmigt worden seien drei Räume mit je 42 qm, insgesamt 
126 qm.  
 
Bei Nr. 1.3 „Nebenräume“ seien zwei Räume mit zusammen 225 qm be-
antragt worden. 89 qm werden als Pauschale vorgesehen und genehmigt.  
 
Kreisrat Biller merkt an, die qm-Zahl (2 Räume mit je 75 qm) sei einge-
setzt worden, weil nicht gesagt werden kann, ob vielleicht ein Klassen-
zimmer mehr notwendig sein wird. Diese Räume seien auch als Klassen-
zimmer nutzbar. Wenn z.B. 60 qm dafür festgelegt würden, würde dies der 
Schule von der Funktion her auch nicht wehtun. Diese Räume sollten mit 



 
 

Seite 5 von 14 
 

Büro des Landrats
BL 

einer Trennwand verbunden werden, um eventuell einen größeren Raum 
daraus machen zu können.  
 
Der Vorsitzende schlägt vor, diesen pauschalen Ansatz (89 qm) zu las-
sen und eine Reserve für einen anderen Raum (Raum für Probeeinschrei-
bung und 13. Klasse FOS/BOS) vorzuhalten.  
 
Herr Fischer merkt zu Nr. 2 „Fachräume“ an, die Nrn. 2.1 bis 2.5 seien 
wie beantragt genehmigt worden. Dabei sei ein „Säureraum“ mit zusätzlich 
5 qm genehmigt worden. Um hierfür eine Förderung zu erhalten müsse 
dieser Raum aber konkret geschaffen werden.  
 
Der Vorsitzende denkt, dieser Raumbereich könnte auch getrennt zum 
Chemieraum oder Biologieraum eingerichtet werden. Meistens gibt es ei-
nen Säureschrank, der begehbar sei.  
 
Kreisrat Mock merkt an, ein Säureraum neben dem Chemie- oder Biolo-
gieraum sei notwendig. Er sollte nicht im Keller sein.  
 
Herr Fischer erklärt weiter, bei Nr. 2.6 „Fachraum Technologie“ seien 5 
qm mehr als beantragt genehmigt worden. Kreisrat Biller zeigt sich damit 
einverstanden.  
 
Herr Fischer merkt weiter an, Nr. 2.7 „Informatikraum groß“ sei wie bean-
tragt genehmigt worden.  
 
Bei Nr. 2.8 „Informatikraum klein“ seien 60 qm anstatt der beantragten 40 
qm genehmigt worden.  
 
Der „Serverraum“ (Nr. 2.9) wird eingeplant, aber nicht bezuschusst.  
Bei Nr. 2.10 „Vorbereitung Informatik“ seien 33 qm anstatt der beantragten 
25 qm genehmigt worden.  
 
Der „Kunstraum, Technisch Zeichnen“ (Nr. 2.11) sei wie beantragt mit 75 
qm genehmigt worden.  
 
Bei Nr. 2.12 „Musikraum“ sei 1 qm mehr als beantragt, also mit 66 qm ge-
nehmigt worden.  
 
Nr. 2.13 „Vorbereitungsraum Kunst/Techn. Zeichnen“ sei etwas größer als 
beantragt, mit 33 qm genehmigt worden.  
 
Nr. 2.14 „Vorbereitungsraum Musik“ sei um 2 qm kleiner als beantragt mit 
33 qm genehmigt worden.  
 
Der Vorsitzende fragt Kreisrat Biller, ob im Bereich Musik überhaupt Be-
darf sei. Er fragt, ob es nicht möglich wäre, an der Kreismusikschule, die 
sich in unmittelbarer Nähe befindet, diese Möglichkeiten zu nutzen. Wäh-
rend der üblichen Unterrichtszeiten sei in der KMS sicher nicht der Betrieb 
wie nach den regulären Unterrichtszeiten.  
 
Kreisrat Biller berichtet, er habe schon vor längerer Zeit einmal versucht, 
den Musikunterricht mit Lehrkräften der KMS abzudecken. Das sei nicht  
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möglich gewesen. Die Berufsschule habe einen eigenen Musiklehrer für 
Musik und Gestaltung (Bereich Sozialwesen) angestellt.  
 
Der Vorsitzende meint, das sollte noch geklärt werden.  
 
Herr Fischer erklärt weiter, Nr. 3.1 „Fachraum Elektrotechnik “ sei wie 
beantragt mit 75 qm genehmigt worden.  
 
Nr. 3.2 „Vorbereitung Elektrotechnik“ sei 3 qm größer, mit 33 qm geneh-
migt worden.  
 
Die folgenden Positionen Nr. 3.3 bis Nr. 3.5 (Fachräume Metalltech-
nik/Bautechnik) seien in der Berufsschule vorhanden und sollen deshalb 
nicht realisiert werden. Das bedeutet aber auch, dass diese vier Räume 
nicht gefördert werden.  
 
Kreisrat Biller ergänzt dazu, als die FOS/BOS neu gegründet worden sei, 
seien in der Berufsschule Räume umgebaut und Fachräume eingerichtet 
worden. Diese Räume brauchen nicht neu erstellt werden und können wei-
terhin genutzt werden. Wie es derzeit aussieht, kann auch der bautechni-
sche Anteil an der Berufsschule dort mit abgedeckt werden.  
 
Der Vorsitzende weist darauf hin, diese Räume seien im Bereich der Be-
rufsschule geschaffen worden, wenn diese später errichtet würden, wür-
den diese nicht mehr bezuschusst.  
 
Zu Nr. 4. „Sonstige Räume“ merkt Herr Fischer an, diese Räume seien 
auf Antrag der Schulleitung (Lehrerzimmer, usw.) mit 280 qm beantragt 
worden. Genehmigt worden seien 320 qm, die für Räume in der Kategorie 
B verwendet werden können.  
 
Der Vorsitzende merkt an, es wird vorgeschlagen, die 320 qm insgesamt 
zu nutzen. Es bleibt eine Reserve von 40 qm für andere Räume.  
 
Kreisrat Biller ergänzt zu Nr. 3.6 „Vorbereitung Bautechnik“, dass der 
Raum benötigt wird. Dieser Vorbereitungsraum kann im Berufsschulge-
bäude nicht eingerichtet werden. Dieser Raum müsste gefördert werden, 
wenn er gebaut wird. Er bittet darum, den Raum im Raumprogramm auf-
zunehmen.  
 
Der Vorsitzende schlägt vor, diesen Vorbereitungsraum unter Nr. 3.6 ein-
zuplanen.  
 
Herr Fischer weist darauf hin, dass bei Nr. 4.2 „Hausmeister, Haustech-
nikraum“ 30 qm gefordert, aber nur 16 qm genehmigt worden sind. Die 
320 qm bei Nr. 4.1 „Lehrerzimmer FOS/BOS“ seien im Zusammenhang 
mit den Nrn. 4.6, 4.7 und 4.11 zu sehen.  
Die Räume unter Nr. 4.3 bis Nr. 4.5 werden nicht gefördert. Zudem seien 
die Räume unter Nr. 4.8 „Lehrerbibliothek“ und Nr. 4.9 „Schulaufgabenab-
lage“ nicht genehmigt worden.  
 
Kreisrat Biller betont, diese Räume werden nicht gefördert, seien aber 
unbedingt notwendig. Es gibt an der FOS/BOS Seminartätigkeiten. Schü-
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ler müssen aus der Bibliothek heraus lernen. Die Schüler werden dabei 
immer von einem Lehrer beaufsichtigt. Jeder Schüler müsse dabei pro 
Seminar 60 Stunden für wissenschaftliches Arbeiten nachweisen.  
 
Herr Fischer merkt an, gefördert werden die schulaufsichtlich genehmig-
ten Räumlichkeiten, die weniger sind, als die, die beantragt worden sind. 
Es gibt dabei Räume, die in der Genehmigung nicht berücksichtigt worden 
sind. Dabei stellt sich die Frage, ob diese Räume benötigt werden und 
wenn sie benötigt werden, ob sich der Landkreis diese beim Bau leisten 
kann.  
 
Der Vorsitzende meint, es stellt sich die Frage, was mit den 320 qm in 
Kategorie B sei.  
 
Herr Fischer erklärt, die 320 qm können nur für Kategorie B-Räume ge-
nutzt werden. Er habe die Räume von Nr. 4.3 bis Nr. 4.5, Nr. 4.8 und Nr. 
4.9 nicht in Kategorie B gefunden.  
 
Der Vorsitzende fragt, für welchen Bereich die 320 qm vorgesehen seien.  
 
Herr Fischer antwortet, für Nr. 4.1. „Lehrerzimmer“, Nr. 4.7 „Schülerbiblio-
thek“, Nr. 4.8 „Lehrerbibliothek“ und 4.12 „Vorbereitungsräume Lehrkräfte“. 
ergibt zusammen 280 qm (wie die Schulleitung beantragt habe).  
 
Der Vorsitzende erklärt weiter, für Nr. 4.2 „Hausmeister- Haustechniker-
raum“ seien 16 qm genehmigt worden. Dafür werden ca. 14 qm von dem 
Rest von den 280 qm auf 320 qm benötigt. Es bleiben also noch 26 qm 
übrig.  
 
Der Vorsitzende fragt Kreisrat Biller, ob der „Kopierraum“ (Nr. 
4.3) benötigt wird.  
 
Kreisrat Biller merkt an, dieser Raum wird unbedingt benötigt. Ansonsten 
müssten die Kopien immer im Berufsschulgebäude gemacht werden. Er 
versucht zu erklären, gefördert wird nur, was unmittelbar mit dem Unter-
richt zu tun habe, aber benötigt werden mehr Räume, damit eine Schule 
funktionieren kann. Zum Beispiel wird ein Raum, wo Schulaufgaben abge-
legt werden, nicht gefördert.  
Diese Schulaufgaben müssen aber 10 Jahre aufbewahrt werden. Deshalb 
sei dafür ein Raum unbedingt notwendig.  
 
Der Vorsitzende fragt weiter zu Nr. 4.4 „Raum für Schülermitverwaltung“, 
4.5 „Elternsprechzimmer“ und 4.6 „Beratungslehrerzimmer“, ob diese 
Räume im Neubau benötigt werden.  
 
Kreisrat Biller betont, bisher gibt es dafür keine Räume. Er denkt, dass 
diese Räume schon notwendig sind. Auch der Raum unter Nr. 4.10 „Raum 
für lernmittelfreie Bücher“ sei als Lagerraum notwendig.  
 
Der Vorsitzende fragt, ob dieser Raum zum Bereich der Bibliothek dazu 
genommen werden könnte.  
 
Kreisrat Biller betont, dieser Raum sei ein reiner Lagerraum für Bücher.  
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Kreisrat Mock ergänzt, der Raum wird zweimal pro Jahr genutzt, für die 
Ausgabe und das Einsammeln der Bücher.  
 
Der Vorsitzende stellt zu Nr. 4.11 „Medien- und Lehrmittelräume für Fach-
schaften“ fest, dass von den 90 qm nur 33 qm gefördert werden.  
 
Kreisrat Biller erklärt, es seien drei Räume gefordert worden, weil es für 
diese Fachschaften eine spezielle Literatur und Lernmittel gibt.  
Für das Erdgeschoß und jedes Obergeschoß sei je ein Raum gefordert 
worden. Es sollte unbedingt für jedes Geschoß ein Raum zur Verfügung 
stehen. Wenn z.B. städtebaulich nur zwei Stockwerke verwirklicht werden, 
sollten auch drei Räume eingeplant werden.  
 
Der Vorsitzende schlägt vor, die Größe der drei Räume zu reduzieren 
und insgesamt 75 qm festzuschreiben.  
 
Kreisrat Biller weist darauf hin, dass auch der „Aufzug“ unter Nr. 4.13 
unbedingt erforderlich sei.  
 
Herr Fischer erklärt weiter, für Nr. 5 „Schulleitung/Verwaltung“ seien 280 
qm genehmigt worden. Es stellt sich die Grundsatzfrage, ob diese Quad-
ratmeter anders verwendet werden sollen oder dann verwendet werden, 
wenn eventuell später die Verwaltung im Gebäude untergebracht werden 
soll.  
 
Der Vorsitzende merkt an, wenn dieser Bereich nicht beantragt wird, wird 
auch keine Förderung gezahlt. Es sei aber vereinbart worden, die Verwal-
tung im Berufsschulgebäude unterzubringen.  
 
Herr Fischer erklärt, diese Quadratmeter könnten für andere Räumlich-
keiten verwendet werden. Aber später, wenn die Schule vielleicht einmal 
eine eigenständige Schule sein soll, und eine Verwaltung eingebaut wird, 
gibt es dann keine Förderung mehr.  
 
Der Vorsitzende denkt, diese 280 qm könnten aber durchaus für andere 
Räume in Kategorie B notwendig sein. Er schlägt vor, diese für notwendi-
ge andere Räume, usw., wie Kreisrat Biller gesagt hat, zu verwenden.  
 
Sollte es später einmal zu einer Trennung der Schulen kommen, könnten 
für den Bereich dann immer noch Räume im Untergeschoß zur Verfügung 
gestellt werden.  
 
Herr Fischer erklärt weiter, bei Nr. 7 „Eingangs- und Pausenhalle“ ergibt 
sich eine große Diskrepanz. Es seien 600 bis 700 qm beantragt worden, 
genehmigt worden sind 260 qm. Er denkt, es könnte die unter Nr. 8.2 ge-
nannte Cafeteria zu dem Bereich dazu genommen werden.  
 
Der Vorsitzende denkt, das sollte noch offen bleiben. Es werden 260 qm 
in Kategorie B gefördert. Es könnten durchaus die 75 qm unter Nr. 8.2 
„Schüler-Cafeteria“ mit dazu genommen werden. Es sollte aber für die 
Eingans- und Pausenhalle insgesamt eine Größe einschließlich Cafeteria 
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von vielleicht 550 bis 600 qm werden. Bei günstiger Zuordnung könnte 
dann eine Trennung vorgenommen werden.  
 
Es geht dabei auch darum, dass die Abiturprüfungen dort stattfinden kön-
nen. Die Aula am Gymnasium habe ca. 700 qm, die ziemlich ausgenutzt 
werden. 700 qm seien eine große Fläche. Wenn aber diese beeinträchtigt 
werden und z.B. für Abiturprüfungen nicht voll nutzbar sind, weil z.B. die 
Zuwegung für das Schulgebäude quer durch die Aula geht oder der Pau-
senverkauf sich auch dort befindet, usw. dann macht es Sinn, wenn das 
Ganze als Eingangspausenhalle geführt wird und vielleicht dafür weniger 
Quadratmeter groß sei, aber eine uneingeschränkte Nutzung möglich sei. 
Bei 500 qm sollte die Nutzung ausschließlich für Abiturprüfungen sein.  
 
Er schlägt vor, den Raum unter Nr. 8.2 mit 75 qm zu lassen und trotzdem 
für die Pausenhalle ca. 500 qm festzulegen. Ein großer Teil davon würde 
dann auch gefördert werden. Kreisrat Biller sei auch Mitglied im Bauaus-
schuss. Der Bauausschuss wird dann über die konkrete Umsetzung disku-
tieren. Es sollte dem Architekten der Auftrag so gegeben werden.  
 
Der Vorsitzende erklärt zu Nr. 7.2 „Stuhllager“, dieser Raum wird nicht ge-
fördert, sei aber notwendig.  
 
Er erklärt weiter, die unter Nr. 9 (Nr. 9.1 bis Nr. 9.7) aufgeführten WC-
Anlagen und sonstigen Räume seien notwendig, obwohl sie nicht geför-
dert werden.  
 
Zu Nr. 11 „Freianlagen“ merkt der Vorsitzende an, der „Pausenhof“ unter 
Nr. 11.1 müsse erstellt werden.  
 
Zu Nr. 11.2 und Nr. 11.3 „Stellplätze“ merkt er an, es gibt eine Stellplatz-
satzung der Stadt Erding, die erfüllt werden sollte.  
 
Herr Unterreitmeier ergänzt, pro Klassenzimmer seien nach der Stell-
platzsatzung der Stadt Erding 6 Stellplätze erforderlich.  
 
Der Vorsitzende stellt fest, bei 22 Klassenzimmer wären somit 132 Stell-
plätze erforderlich.  
 
Kreisrat Peis meint, die Parkplatzsituation muss gemeinsam mit der Be-
rufsschule gesehen werden.  
 
Kreisrat Kuhn fragt, wonach diese Zahl der Stellplätze errechnet werde.  
 
Kreisrat Biller merkt an, er habe in der Aufstellung die Zahl der geforder-
ten Parkplätze aufgrund der Erfahrung am Gymnasium so festgelegt. Er 
berichtet, pro Berufsschulklasse werden 6 Stellplätze pro Klassenzimmer 
gefordert, weil an Berufsschulen mehrere Klassen in einem Zimmer unter-
richtet werden. Für die FOS/BOS werde seines Wissens für zwei Schüler 
ein Parkplatz gefordert.  
 
Der Vorsitzende merkt an, für die Stellplätze gibt es keine Förderung. Im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens müssen die Vorgaben der 
Stadt Erding (Stellplatzsatzung) eingehalten werden.  



 
 

Seite 10 von 14 
 

Büro des Landrats
BL 

 
Kreisrat Kuhn merkt an, die Frage stellt sich schon, ob das unterstützt 
werden sollte. Er denkt, wenn mehr Parkplätze vorhanden sind, fahren 
noch mehr Schüler mit dem Auto zur Schule.  
 
Kreisrat Biller weist darauf hin, dass viele Schüler auf das Auto angewie-
sen sind, um an die FOS/BOS oder Berufsschule zu kommen. Die öffentli-
chen Verkehrsmittel seien zentral fast alle nach München ausgerichtet. 
Nach Erding zu kommen sei oft mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht so 
einfach.  
 
Der Vorsitzende meint, der ÖPNV sei schon gut ausgebaut und auf den 
Bereich Erding konzentriert. Klar ist aber, dass z.B. die Anbindung nach 
Freising (40-Minuten-Takt) nicht so gut sei.  
 
Kreisrat Kuhn weist darauf hin, dass es für die Stellplätze keine Förde-
rung gibt und zusätzliche Kosten für den Landkreis entstehen. Der Land-
kreis unterstützt damit etwas, was eigentlich nicht gewünscht wird. Auch 
hinsichtlich des Klimaschutzes sollte deshalb darauf geachtet werden. Er 
schlägt vor, nur die Stellplätze zu errichten, die unbedingt nach der Stell-
platzsatzung erforderlich sind.  
 
Der Vorsitzende schlägt vor, nachdem die Stellplatzsatzung der Stadt Er-
ding im Moment nicht vorliegt, im Raumprogramm grundsätzlich die Vor-
gabe der Stadt Erding hinsichtlich der Zahl der Stellplätze zu erfüllen. Im 
Bauausschuss müsse dann bei der Detailplanung festgelegt werden, wie 
viele Stellplätze geschaffen werden.  
 
Er berichtet, nachdem an der Berufsschule viele Autos entlang der Straße 
parken, war schon einmal ein Halteverbot entlang der Straße im Ge-
spräch. Doch die Stadt Erding habe dann geäußert, dass sie das nicht 
machen möchte. Es gibt von der Stadt Erding bereits ein Parkplatzkon-
zept, das mit in die Diskussion einfließen sollte.  
 
Kreisrat Patschky merkt an, im Raumprogramm seien WC-Anlagen zwar 
eingetragen, aber weitere Anmerkungen fehlen.  
 
Der Vorsitzende antwortet, diese WC-Räume werden nicht gefördert, 
müssen aber eingeplant werden.  
 
Kreisrat Mesner fragt, ob die Fördersätze der Kategorien A und B unter-
schiedlich seien. Weiter möchte er wissen, ob es über die Höhe der För-
derung schon eine Aussage gibt.  
 
Der Vorsitzende antwortet, nur die Räume in Kategorie A müssen errich-
tet werden. Alles was in Kategorie B geplant sei, kann diskutiert werden. 
Insgesamt gibt es keine Quadratmeter, die zusätzlich gefördert würden. 
Es wird nicht alles gefördert, was von der Schule für notwendig erachtet 
worden ist. Er denkt, dass es ca. 30 % an Förderung geben wird.  
 
Der Antrag auf einen vorzeitigen Baubeginn sei bereits gestellt worden, 
damit der Zuschuss nicht verloren geht.  
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Der Vorsitzende erklärt zu Nr. 12 „Sportanlagen“, er geht davon aus, dass 
die Doppelturnhalle an der Berufsschule mit genutzt werden kann. Ein 
Sportplatz wäre wünschenswert. Doch habe Schulleiter Biller gesagt, dass 
zurzeit kein Sportunterricht stattfindet, weil derzeit die Lehrerstunden aus-
fallen. Zudem seien bei allen landkreiseigenen Schulen Sportplätze errich-
tet worden, die in Kooperation auch genutzt werden sollten, um nicht wie-
der einen zusätzlichen Sportplatz schaffen zu müssen. Eine Förderung 
gibt es dafür auch nicht, deshalb sollten sinnvolle Kooperationen in der 
Umgebung wahrgenommen werden.  
 
Kreisrat Biller merkt an, die Personalversorgung sei derzeit so gering, 
dass auf diese Sportstunden verzichtet werden muss. Wichtig wäre es 
schon, in einem Freigelände Sportunterricht durchführen zu können. Das 
sei aber eine politische Entscheidung.  
 
Kreisrat Kuhn fragt, wenn derzeit der Sportunterricht ausfällt, ob dann die 
Turnhalle an der Berufsschule für beide Schulen ausreichen wird.  
 
Kreisrat Biller antwortet, theoretisch würde die Turnhalle gerade noch 
ausreichen, aus praktischen Gründen sei aber eine 100 %ige Auslastung 
nicht möglich.  
 
Kreisrat Biller gibt noch bekannt, dass die Berufsschule und FOS/BOS seit 
heute Seminarschule für Sozialkunde geworden sei. Das bedeutet, es wird 
ein Seminarlehrer an die Schule kommen, für den ein Seminarraum einge-
richtet werden muss, in dem sich der Seminarlehrer mit seinen Referenda-
ren zu Besprechungen treffen und dort auch arbeiten kann. Dieser Semi-
narraum sei im Raumprogramm bisher nicht berücksichtigt. Er bittet die 
Verwaltung, für diesen Raum für Kategorie A noch eine zusätzliche Ge-
nehmigung einzuholen.  
 
Der Vorsitzende sichert eine Ergänzung im Raumprogramm zu. Er bringt 
folgenden Beschlussvorschlag zur Abstimmung: 
 
1. Als Grundlage für die Planung des Neubaus FOS/BOS wird dem 

Generalplaner das vom Ausschuss für Kultur und Umwelt be-
schlossene Raumprogramm vorgegeben. 
 

2. Die Planungen sind so zu gestalten, dass der nachträgliche Einbau  
einer eigenständigen Verwaltung (in der Summe räumlich gesehen) 
verwirklicht werden kann. 
 

3. Im Rahmen der Planungen sind auch die Alternativen Passivhaus-  
und/oder Niedrigenergiehausbauweise mit vergleichender Kosten- 
schätzung darzustellen. 

 
 
Kreisrat Kuhn wünscht, im Absatz 3 des Beschlussvorschlages zu ergän-
zen, dass auch die Energiekosten bei den Varianten mit eingerechnet wer-
den. Dies macht Sinn, weil ein Passivhaus in der Erstellung zwar mehr 
kostet, aber sich im Laufe der Jahre Einsparungen beim Energieverbrauch 
ergeben.  
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Der Vorsitzende antwortet, genau deshalb sei die Formulierung wie im 
Beschlussvorschlag so gewählt worden. Es sei bewusst nicht „Investitions-
kosten“, sondern „mit vergleichender Kostenschätzung“ formuliert worden, 
weil natürlich mit höheren Investitionskosten, aber niedrigeren Betriebs-
kosten, ein Vergleich hergestellt werden kann.  
 
Kreisrat Kuhn möchte wissen, über welchen Zeitraum die Berechnung 
gehen wird.  
 
Der Vorsitzende antwortet, das sei die Aufgabe der Experten. Der Bau-
ausschuss wird bei der Auswahl des Büros Wert darauf legen, dass Erfah-
rungswerte auch im Passivhausstandard vorgelegt werden müssen. Es sei 
im Planungsauftrag enthalten, dass nur ein solches Büro zum Zuge kom-
men kann, das entsprechende Referenzen vorlegen kann.  
 
Er berichtet, es gibt einen Zuschuss vom Bund für die Planungskosten, 
wenn dies überprüft wird.  
 
Der Vorsitzende fragt die Vertreter des Landkreises Ebersberg, ob sie Er-
gänzungswünsche oder Erklärungsbedarf haben.  
 
Herr Stephan erklärt, es besteht Einverständnis von Seiten des Landkrei-
ses Ebersberg.  
 
Nach eingehender Diskussion bringt der Vorsitzende folgenden Be-
schlussvorschlag zur Abstimmung.  
 
AKU/0142-08 
1. Als Grundlage für die Planung des Neubaus FOS/BOS wird dem 

Generalplaner das vom Ausschuss für Kultur und Umwelt be-
schlossene Raumprogramm vorgegeben. 
 

2. Die Planungen sind so zu gestalten, dass der nachträgliche Einbau  
einer eigenständigen Verwaltung (in der Summe räumlich gesehen) 
verwirklicht werden kann. 
 

3. Im Rahmen der Planungen sind auch die Alternativen Passivhaus-  
und/oder Niedrigenergiehausbauweise mit vergleichender Kosten- 
schätzung darzustellen. 

 
Abstimmungsergebnis: Annahme mit 13 : 0 Stimmen. 
 
 
2. Abfallwirtschaft 

Erweiterung des Recyclinghofes Dorfen 
Vorlage: 2007/0196 

 
Der Vorsitzende erklärt zur versandten Vorlage, es sei geplant, den 
nichtöffentlichen Bereich am Recyclinghof Dorfen zu erweitern und zu-
gänglich zu machen.  
 
Herr Schmittner zeigt Folien und erklärt, der jetzige Recyclinghof sei ca. 
730 qm groß. Davor sei ein öffentlich zugänglicher Teil mit ca. 400 qm 
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vorgelagert. Nachdem es an den Wochenenden immer wieder zu Engpäs-
sen kommt, sei geplant, einen Grünstreifen zu entfernen und die sechs 
Parkplätze der Feuerwehr für Container zugänglich zu machen. Dieser 
Teil könnte in die Umzäunung des Recyclinghofes einbezogen werden. 
Mit der Freiwilligen Feuerwehr und auch der Stadt Dorfen sei vereinbart 
worden, für den Verlust der Stellplätze sieben neue Stellplätze zu errich-
ten, zwei Stellplätze anstelle einer Strauchbepflanzung auf der Ostseite 
und fünf Stellplätze im Südosten der Feuerwehranlage.  
 
Der Umbau würde ca. 17.000 € kosten. Mit der Erweiterung des Recyc-
linghofes könnte dann sogar das Entsorgungsangebot (Elektronikentsor-
gung, usw.) verbessert werden. 
 
Kreisrätin Mayr fragt, ob auch im Osten des Landkreises Bedarf für eine 
Sperrmüllentsorgung sei, ähnlich wie am Recyclinghof in Langengeisling. 
Sie fragt, ob eine solche Sperrmüllentsorgung auch am Recyclinghof Dor-
fen geplant sei.  
 
Der Vorsitzende antwortet, versuchsweise seien in verschiedenen Recyc-
linghöfen Sperrmüllcontainer aufgestellt worden. Diese Entsorgung sei 
jedoch kostenpflichtig.  
 
Herr Schmittner ergänzt, bei der Erstellung eines Gesamtkonzeptes für 
die Gebührenneukalkulation sei geplant, diese Sperrmüllentsorgung im 
ganzen Landkreis einzuführen. Jedoch wäre diese Entsorgung auch dann 
kostenpflichtig.  
 
Nach kurzer Diskussion bringt der Vorsitzende folgenden Beschlussvor-
schlag zur Abstimmung: 
 
AKU/0143-08 
Der Erweiterung des Recyclinghofes in Dorfen wird in der von der Verwal-
tung vorgeschlagenen Form zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: Annahme mit 13 : 0 Stimmen. 
 
 
3. Bekanntgaben und Anfragen 
3.1. Abfallwirtschaft; Lärmbelästigung durch Containerstellplätze 
Der Vorsitzende gibt auf die Anfrage von Kreisrat Steinberger in der Sit-
zung des AKU vom 10.05.2007 bekannt, dass in der Zwischenzeit mit dem 
Beschwerdeführer und auch mit Kreisrat Steinberger ein Kompromiss ge-
funden werden konnte. 
 
Es sei geplant, den Glascontainerstandort mit lärmgedämmten Glascon-
tainern auszustatten, zudem werde zur weiteren Lärmdämmung und zum 
Sichtschutz eine Einhausung auf dieser Seite mit Großpalisaden vorge-
nommen und eine Einhausung aus Maschendrahtzaun mit verschließbarer 
Tür auf drei Seiten gemacht.  
 
Wortmeldungen dazu ergeben sich nicht.  
 
 



 
 

Seite 14 von 14 
 

Büro des Landrats
BL 

3.2. Neueinschreibung für die Realschulen und Gymnasien 
Weiter berichtet der Vorsitzende zum Thema „Neueinschreibungen an 
den Realschulen und Gymnasien“, die Befürchtung, dass sich insbeson-
dere bei den Realschulen ein deutlicher Zuwachs ergibt, zeigt sich auf-
grund der neuesten Zahlen bei den Neueinschreibungen nicht. Ein Zu-
wachs zeigt sich bei den Gymnasien.  
 
Er gibt folgende Zahlen bekannt und lässt diese Aufstellung an die Aus-
schussmitglieder und an die Presse verteilen: 
 
Anne-Frank-Gymnasium Erding 
Schuljahr 2007/2008 -> 198 Anmeldungen 
Schuljahr 2006/2007 -> 165 Anmeldungen 
 
Neues Gymnasium Erding 
Schuljahr 2007/2008 -> 155 Anmeldungen 
Schuljahr 2006/2007 -> 154 Anmeldungen 
 
Gymnasium Dorfen  
Schuljahr 2007/2008 -> 195 Anmeldungen 
Schuljahr 2006/2007 -> 163 Anmeldungen 
 
Herzog-Tassilo-Realschule Erding 
Schuljahr 2007/2008 -> 160 Anmeldungen 
Schuljahr 2006/2007 -> 205 Anmeldungen 
 
Mädchen-Realschule Erding 
Schuljahr 2007/2008 -> 154 Anmeldungen 
Schuljahr 2006/2007 -> 183 Anmeldungen 
 
Realschule Taufkirchen 
Schuljahr 2007/2008 -> 138 Anmeldungen 
Schuljahr 2006/2007 -> 143 Anmeldungen 
 
Die Zahlen ergeben insgesamt genau das Ergebnis, das Prof. Dr. Werner 
im Schulentwicklungskonzept vorausgesagt hat (gleich bleibende, viel-
leicht leicht steigende Schülerzahl). Aufgrund der Anmeldungen haben 
sich 1 % weniger Schüler als im Vorjahr (Schuljahr 2007/2008   1000 An-
meldungen, im Vorjahr 1013 Anmeldungen) angemeldet.  
 
 
 
Nachdem sich keine weiteren Wortmeldungen ergeben, beendet der Vor-
sitzende den öffentlichen Teil der Sitzung um 15.35 Uhr. 
 
 
 
Vorsitzender 
 
 
Martin Bayerstorfer 
Landrat 

Protokoll 
 
 
Elfriede Mayer 
Verwaltungsangestellte 

    


